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§ 1 Einleitung

Der Verbraucherschutz hat auf europäischer Ebene eine heraus-
ragende Bedeutung. In der Europäischen Union leben derzeit 493 
Millionen Verbraucher, deren Konsum 58 % des europäischen Brut-
toinlandsprodukts ausmacht.1 Der Verbraucherschutz hat folglich 
eine erhebliche wirtschaftliche Komponente. Aus europäischer Sicht 
ist es unerlässlich, das Vertrauen des Verbrauchers in die Wirtschaft 
und dadurch zugleich seine aktive Teilnahme am Markt weiter zu 
fördern. Die Hauptziele des Verbraucherschutzes sieht die Europäi-
sche Kommission in ihrer Verbraucherpolitischen Strategie für die 
Jahre 2007 bis 2013 daher in der Stärkung und dem wirksamen 
Schutz der Verbraucher.2 Diese Ziele sollen erreicht werden, indem 
„den Verbrauchern das Steuer in die Hand“ gegeben wird, so dass die 
Verbraucher selbst aktiver werden und Eigenverantwortung ent-
wickeln können. Der Verbraucherschutz soll sich auf „ernsthafte Ri-
siken und Gefahren, gegen die sich der Einzelne nicht alleine schützen 
kann“, beziehen.

Diese Ziele sind im deutschen Verbrauchervertragsrecht nach 
dem derzeitigen Verständnis nicht verankert, obwohl weite Teile 
auf der Umsetzung europäischer Richtlinien beruhen. Das Verbrau-
chervertragsrecht beinhaltet zwar umfassende Schutzmechanismen 
zu Gunsten des Verbrauchers und hat dessen Position beim Ver-
tragsschluss mit einem Unternehmer gestärkt. Es fehlt jedoch die 
auf europäischer Ebene betonte Komponente der eigenverantwortli-
chen und aktiven Teilnahme am Markt, da das deutsche Verbrau-
chervertragsrecht den Verbrauchern bei Abschluss eines Vertrages 
keinen nennenswerten Gestaltungsspielraum belässt. Das Verbrau-
chervertragsrecht ist als zu Gunsten des Verbrauchers halbzwin-
gendes Recht ausgestaltet und verbietet alle für den Verbraucher 
nachteiligen Abweichungen von den gesetzlichen Vorgaben. Da-
durch wird die Vertragsfreiheit des Verbrauchers und des Unter-

                                                                                                                           
1  Verbraucherpolitische Strategie der EU (2007-2013), KOM (2007) 99 endg./2, 
S. 2. 
2  Verbraucherpolitische Strategie der EU (2007-2013), KOM (2007) 99 endg./2, 
S. 6. 
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nehmers erheblich eingeschränkt. Je nach Vertragstyp beschränkt 
sich die Vertragsfreiheit im Wesentlichen auf die Frage, mit wel-
chem Vertragspartner der Vertrag zu den gesetzlichen Bedingungen 
abgeschlossen wird. Der halbzwingende Charakter des Verbrau-
chervertragsrechts ist grundsätzlich erforderlich, um einen effekti-
ven Verbraucherschutz zu gewährleisten. Eine vollkommen disposi-
tive Ausgestaltung dieser Normen ließe auf Grund der zumeist 
schwächeren Verhandlungsposition des Verbrauchers den Verbrau-
cherschutzgedanken leer laufen. 

Die Folgen des halbzwingenden Verbrauchervertragsrechts zei-
gen sich besonders deutlich im Verbrauchsgüterkaufrecht. Während 
vor dem 1.1.2002 die kaufrechtlichen Bestimmungen in den Grenzen 
des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen weitgehend 
dispositiv waren, kann von ihnen heute nicht mehr zum Nachteil 
des Verbrauchers abgewichen werden, § 475 Abs. 1 BGB. Beschrän-
kungen der Gewährleistung bis zu ihrem Ausschluss sind nun 
grundsätzlich nicht mehr möglich. Der Verkäufer kann bis zum Ab-
lauf von zwei Jahren nach Vertragsschluss noch mit der Geltendma-
chung von Mängelrechten konfrontiert werden. Dieses Ergebnis ist 
für den Verbraucher zunächst durchaus positiv, da er nicht mit dem 
Risiko einer mangelhaften Kaufsache belastet werden kann. Für den 
Verkäufer sind damit jedoch erhebliche wirtschaftliche Nachteile 
verbunden. Er muss bis zum Ablauf von zwei Jahren damit rechnen, 
dass sich der Käufer mit einem Mangel an ihn wendet und dessen 
Beseitigung verlangt. Der Verkäufer läuft also Gefahr, dass er den 
Gewinn für die Mangelbeseitigung einsetzen muss. Um das mit der 
Mangelbeseitigung verbundene Kostenrisiko zumindest teilweise 
abzudecken, muss er den Kaufpreis entsprechend hoch ansetzen. 
Der Verbraucher kann nach der bislang herrschenden Meinung un-
ter keinen Umständen auf die gesetzlich vorgesehenen Mängelrech-
te verzichten. Er bezahlt daher für die kalkulatorische Wahrschein-
lichkeit eines Mangels auch dann, wenn er gar kein Interesse daran 
hat, sich mit einem Mangel der Kaufsache an den Verkäufer zu 
wenden. Das fehlende Interesse kann sich aus der eigenen Sachkun-
de des Verbrauchers ergeben. Es kann aber auch sein, dass er an ei-
ner weiteren Zusammenarbeit mit dem Verkäufer kein Interesse hat. 
In einer solchen Konstellation sind die Vertragsparteien an die ge-
setzlichen Mängelrechte mit den für beide Seiten unerwünschten 
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Folgen zwingend gebunden. Die Bestrebungen zur Umgehung die-
ses Ergebnisses richten sich im Kaufrecht bislang in erster Linie auf 
die Ausgestaltung und den zulässigen Inhalt von Beschaffenheits-
vereinbarungen. Sie stoßen jedoch immer wieder an die Grenze des 
§ 475 Abs. 1 S. 1 BGB, der eine zum Nachteil des Verbrauchers von 
den kaufrechtlichen Bestimmungen abweichende Vereinbarung 
verbietet.

Aber unter welchen Voraussetzungen liegt eine Abweichung zum 
Nachteil des Verbrauchers von den gesetzlichen Regelungen vor? Ist 
es für den Verbraucher wirklich eine nachteilige Abweichung vom 
Gesetz, wenn er auf seinen Nachbesserungsanspruch verzichtet und 
stattdessen gleich den Kaufpreis mindern kann, weil er den hand-
werklichen Fähigkeiten des Verkäufers nicht vertraut? Nicht jeder 
Verkäufer von Gebrauchtwagen ist auch ein guter Kfz-Mechaniker. 
Der Käufer kann daher daran interessiert sein, eine mögliche Repa-
ratur lieber gleich von der Werkstatt seines Vertrauens vornehmen 
zu lassen, statt dem Verkäufer zunächst die Möglichkeit zur zweiten 
Andienung zu geben.  

Ein anderes Beispiel ist der Mitarbeiter eines Kreditinstituts, der 
zu privaten Zwecken einen Kredit benötigt. Ist es für ihn wirklich 
eine nachteilige Abweichung vom Gesetz, wenn er auf die gesetzlich 
vorgesehene Information und sein Widerrufsrecht verzichtet, weil 
er tagtäglich mit dieser Materie konfrontiert wird? Gerade das Wi-
derrufsrecht ist mit erheblichen Kostenrisiken verbunden. Der Ver-
zicht auf das Widerrufsrecht befreit das Kreditinstitut von diesen 
Risiken und wird sich daher günstig auf die Vertragskonditionen 
auswirken. Eine Verbesserung der Vertragskonditionen ist für den 
Verbraucher interessanter als ein Widerrufsrecht, wenn er sich den 
Vertragsschluss vorher reiflich überlegt hat und von seinem Wider-
rufsrecht keinen Gebrauch machen will. Dasselbe gilt auch für das 
Widerrufsrecht bei Haustür- und Fernabsatzgeschäften oder bei 
Verträgen über Teilzeitwohnrechte. Der Verbraucher, der sich zuvor 
über den Vertragsgegenstand und die Vertragskonditionen ausführ-
lich informiert hat, hat vielleicht eher ein Interesse an einem Preis-
nachlass als an dem Widerrufsrecht. 

Nach der bislang herrschenden Meinung im Verbraucherver-
tragsrecht wäre sowohl der Verzicht auf die Nacherfüllung als auch 
der Verzicht auf das Widerrufsrecht und die Information eine zum 
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Nachteil des Verbrauchers abweichende Vereinbarung und damit 
unwirksam. Dieses Ergebnis ist jedoch nicht uneingeschränkt  
interessengerecht, da die Privatautonomie der Vertragsparteien voll-
kommen unberücksichtigt bleibt. Die Vertragsparteien müssen ei-
nen Vertrag mit einem für beide Seiten unerwünschten Inhalt ab-
schließen, wenn sie nicht auf den Vertragsschluss ganz verzichten 
wollen. Ziel des Günstigkeitsprinzips im Verbrauchervertragsrecht 
ist es, für diese Konstellationen einen angemessenen Ausgleich zwi-
schen dem gesetzlichen Ziel des effektiven Verbraucherschutzes  
einerseits und der Privatautonomie der Vertragsparteien anderer-
seits zu finden. Auf diese Weise kann das Ziel des Verbrauchers als 
aktivem Teilnehmer am Markt erreicht werden, ohne seinen Schutz 
zu unterlaufen.  

Der Ansatzpunkt für das Günstigkeitsprinzip im Verbraucherver-
tragsrecht ist die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Ab-
weichung zum Nachteil des Verbrauchers vorliegt. Eine Auseinan-
dersetzung mit diesem Problem ist bislang kaum erfolgt.3 Die Paral-
lele zum arbeitsrechtlichen Günstigkeitsprinzip4 wurde trotz des 
offensichtlich nahezu identischen Wortlauts der verbraucherschüt-
zenden Normen und des § 4 Abs. 3 TVG und trotz des vergleichba-
ren Regelungszwecks nicht gezogen. Das arbeitsrechtliche Günstig-
keitsprinzip geht davon aus, dass der Ausgleich von nachteiligen 
Bestimmungen durch gleichzeitig gewährte Vorteile möglich ist und 
dass es letztlich nur darauf ankommt, ob die abweichende Verein-
barung im Ergebnis günstiger ist. Die folgende Untersuchung wird 
zeigen, dass die Erkenntnisse aus dem arbeitsrechtlichen Günstig-
keitsprinzip für das Verbrauchervertragsrecht fruchtbar gemacht 
werden können, wenn es um die Ermittlung der Qualität einer ab-
weichenden Vereinbarung geht. Die Zulässigkeit einer solchen 
kompensatorischen Vereinbarung im Verbrauchervertragsrecht soll 
durch Auslegung der fraglichen Normen ermittelt werden, wobei 
zu zeigen sein wird, dass der Gedanke einer kompensatorischen 
Vereinbarung dem bürgerlichen Recht auch außerhalb des Arbeits-
rechts nicht fremd ist.5

                                                                                                                           
3  Dazu § 3. 
4  Dazu § 4. 
5  Dazu § 6. 
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Trotz der Gemeinsamkeiten von Arbeits- und Verbraucherver-
tragsrecht überwiegen bei der Frage der Ausgestaltung des Günstig-
keitsvergleichs die Unterschiede,6 was die Entwicklung eines  
eigenen verbrauchervertragsrechtlichen Günstigkeitsvergleichs er-
forderlich macht.7 Schließlich sollen die praktischen Auswirkungen 
des Günstigkeitsprinzips im Verbrauchervertragsrecht an Hand von 
Anwendungsbeispielen gezeigt werden.8

                                                                                                                           
6  Dazu § 7. 
7  Dazu § 8. 
8  Dazu § 9. 






